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Liebe Genossinnen und Genossen, liebe Freundinnen
und Freunde,
DIE LINKE kämpft in diesem Jahr um ihren Platz in
Politik, Gesellschaft und sozialen Bewegungen.
Wir haben uns seit 2005 als Partei des Neins zu
sozialer Entrechtung und Krieg profiliert. Seit dem
Parteitag in Göttingen sind wir dabei, die Partei neu zu
orientieren. Solidarität bedeutet für uns, die politi-
schen Auseinandersetzungen mit Biss nach oben zu
führen, damit soziale Gerechtigkeit  durchgesetzt wer-
den kann. Trotz sozialerer Rhetorik der anderen
Parteien bleibt dies unser  Alleinstellungsmerkmal. In
den Umfragen stehen wir wieder zwischen sechs und
acht Prozent. Das reicht  uns nicht -aber wir sollten uns
auch erinnern, wo wir vor einem guten halben Jahr
standen.
Das Ergebnis der Landtagswahl in Niedersachsen
war für uns alle eine Enttäuschung. Besonders für  die
Genossinnen und Genossen, die sich als Wahlkämpfe-
rinnen und Wahlkämpfer vor Ort, als Kandidatinnen
und Kandidaten engagiert haben. Ihnen danken wir
sehr herzlich für ihren großen Einsatz.

Die bundesweite Unterstützung für diesen Wahlkampf
war beeindruckend, und wir sind stolz auf unsere
Partei, die in diesem Wahlkampf auch bei klirrender
Kälte gemeinsam gekämpft hat. Eine genaue Analyse
sowie Schlussfolgerungen für die Schärfung unseres
Profils werden wir in den nächsten Wochen ziehen.
Die Herausforderungen dieses Jahres können wir nur
durch eine gemeinsame Kraftanstrengung  bestehen.
Nach der schwierigen Zeit vor dem Göttinger Partei-
tag haben wir in den vergangenen Monaten im Partei-

vorstand gemeinsam wichtige Schritte hin zu einer
neuen Kultur der kollektiven und kooperativen Füh-
rung der Partei gemacht. Nachdem wir als Parteivor-
sitzende beauftragt wurden, einen Vorschlag für die
Spitzenkandidatur zu unterbreiten, war für uns klar:
Wir wollen eine Lösung, die die Partei eint und
geschlossen in den Wahlkampf ziehen lässt. Ge-
schlossenheit ist für eine Partei zwar nicht alles,  aber
ohne Geschlossenheit nutzt die beste Wahlkampagne
wenig.
Sicher, die Entscheidung für ein achtköpfiges Team
stellt erst einmal einen Bruch mit konventionellen
Ritualen dar. Aber ist nicht der zunehmend inhaltsleere
Personenkult auch Teil des Problems? Wenn wir den
Einstieg in eine solidarische Alternative authentisch
vertreten wollen, dann heißt das auch, ihn vorzuleben:
gemeinsam statt einsam, miteinander statt gegenein-
ander, Kooperation statt Konkurrenz.
Nach ausführlicher Diskussion und mit einem zustim-
menden Votum der Vertreterinnen und Vertreter der
Landesverbände hat der Parteivorstand mit großer
Mehrheit unserem Vorschlag zugestimmt.
Wir werben im Wahlkampf mit einem achtköpfigen
Spitzenteam bundesweit um das Vertrauen der Wäh-
lerinnen und Wähler. Acht Botschafterinnen und Bot-
schafter für soziale Gerechtigkeit, Frieden, gute Ar-
beit und mehr Demokratie werden auf Bundesebene
prominent unsere Positionen vertreten. Wir lassen uns
als Partei nicht auf eine Person reduzieren, sondern
leben aktiv den Teamgedanken. Unsere Stärke als
Ideenwerkstatt für eine sozial gerechtere Gesellschaft
spielen wir aus, indem wir Menschen mit Inhalten
verknüpfen.            weiter auf Seite -2-

NEIN zum Polizeigesetz der Landesregierung!
Wann ich auflege, entscheide ich selbst!

Wann ich mich testen lasse, entscheide ich selbst! Was ich auf meinem Rechner speichere,
entscheide ich selbst! Wer mich castet, entscheide ich selbst!

mehr: http://www.dielinke-sachsen-anhalt.de/index.php?id=18812

Vor uns liegen anstrengende, aber auch aufregende Monate...
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Wir wollen im Wahlkampf nicht weniger, sondern
mehr Genossinnen und Genossen, die in Ost wie West
im Wahlkampf präsent sind. Wir haben acht Genos-
sinnen und Genossen gewonnen, die glaubwürdig,
kompetent und authentisch auf den Kernfeldern des
von uns angestrebten Politikwechsels verankert sind.
Diese acht Köpfe für soziale Gerechtigkeit werden auf
vielfältige und kreative Weise unser Sprachrohr zu
den Bürgerinnen und Bürgern sein. Das Spitzenteam
besteht gleichberechtigt aus Frauen und Männern, aus
bereits bekannten, aber auch neuen, jungen Gesich-
tern.

Gregor Gysi steht für mehr Demokratie und Bürger-
rechte. Er wird DIE LINKE als solidarische Alterna-
tive, als Motor für den Politikwechsel positionieren.
Sahra Wagenknecht wirbt als profilierte Finanz-
und Wirtschaftsexpertin für einen sozial gerechten
Weg aus der Finanzmarktkrise.
Jan van Aken wird unsere Forderungen nach Ge-
waltverzicht in den internationalen Beziehungen und
das Verbot von Rüstungsexporten vertreten.
Dietmar Bartsch bringt Haushaltskompetenz und
die besonderen Erfahrungen des Ostens ein und steht
für unseren Einsatz gegen die Benachteiligung des
Ostens.
Klaus Ernst wirbt als bekannter Gewerkschafter für
gute Arbeit, gerechte Löhne und für eine Rente, die
den Lebensstandard sichert und Altersarmut verhin-
dert.
Nicole Gohlke steht für gute und gebührenfreie
Bildung für alle und eine enge Verbindung zu den
studentischen Bewegungen.
Diana Golze steht für Sozialpolitik und gegen ent-
würdigende Hartz-IV-Sanktionen und wird eine laute
Stimme für Kinder, Jugendliche und Familien sein.
Caren Lay wirbt für eine Energiewende mit sozialem
Gütesiegel und für unser Engagement für bezahlbaren
Wohnraum.

Viele haben uns gefragt, wieso wir als Vorsitzende
nicht Teil des Spitzenteams sind. Wir sind vom  Par-
teitag mit dem Auftrag gewählt worden, die Partei
zusammenzuführen, ihr wieder eine inhaltliche Aus-
strahlungskraft zu verleihen und die Beschäftigung mit
uns selbst zugunsten der Arbeit an den Problemen der

Menschen zu beenden. Das enttäuschende Wahler-
gebnis in Niedersachsen hat uns jedoch einmal mehr
verdeutlicht, dass der Parteiaufbau an der Basis ein
langer Weg ist. Die Schaffung  einer attraktiven Partei-
kultur, aktiver Mitmachmöglichkeiten und der Prä-
senz vor Ort ist für unsere junge Partei sowohl für
einen erfolgreichen Wahlkampf als auch die langfristi-
ge Entwicklung wichtig. Dieser Aufgabe wollen wir
uns verstärkt widmen.

Zusammen mit unserem Bundeswahlkampfleiter Mat-
thias Höhn werden wir zudem in den nächsten Wo-
chen und Monaten die Bundestagswahl weiter vorbe-
reiten. So werden wir im Februar den ersten Entwurf
des Wahlprogramms verabschieden und im März auf
Regionalkonferenzen und Veranstaltungen mit hof-
fentlich vielen Genossinnen und Genossen diskutie-
ren. Wir wollen uns mit aller Kraft auf diese, unsere
Führungsverantwortung konzentrieren.

In diesem Sinne laden wir Euch ein, uns auf diesem
Weg zu unterstützen. Vor uns liegen anstrengende,
aber auch aufregende Monate, in denen der Spaß an
der gemeinsamen Arbeit, die Freude über das ge-
meinsam Erreichte und das gute Gefühl, dass es
wichtig und richtig ist, in der LINKEN aktiv zu sein,
hoffentlich nicht zu kurz kommen.

Mit solidarischen Grüßen

Katja Kipping
Bernd Riexinger

Veranstaltungsreihe zur
Kommunalpolitik

Ort: Halle (Saale), Blumenstr. 16
Zeit: 18 - 20 Uhr

Donnerstag, 28. Februar zum Thema
"Innenleben einer
Stadtverwaltung"

mit dem Oberbürgermeister
der Stadt Halle (Saale),

Herrn Dr. Bernd Wiegand (parteilos),
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Das wichtigste Ereignis zuerst: Wir
haben eine neue Kulturdezernentin!
Frau Dr. Judith Marquardt wurde
im 2. Wahlgang mit einer überzeu-
genden Mehrheit gewählt! Sie war
auch unsere Favoritin! Wir gratu-
lieren und wünschen ihr für diese
neue, interessante, aber auch
schwierige Tätigkeit das Beste!
Genau vor 80 Jahren, also am
30.01.1933, tagte in Halle  genau
in den gleichen Räumen  der Stadt-
rat. An diesem Tag übernahmen
die Nationalsozialisten die Macht!
An diesen denkwürdigen Tag, der
den Beginn der geistig-kulturellen
Zerstörung Deutschlands einleite-
te, erinnerte der Stadtratsvor-
sitzende Herr Bartl. Er zitierte aus
Unterlagen, die die Situation in Halle
an diesem Tag beschrieben. Zum
Abschluss sprach er sich für den
Erhalt und die Verteidigung der
Demokratie aus!
Von der Tagesordnung wurden
etliche Vorlagen und auch einige
Anträge zurückgestellt, weil es noch
Beratungsbedarfe in der Verwal-
tung oder in den Fachausschüssen
gibt. Dazu gehörten u. a. das Klima-
schutzkonzept, die Vorlage zur
Prüfung von Mitgliedschaften der
Stadt Halle, der Jahresabschluss
des Eigenbetriebes Kita, Anträge
zur Erhaltung des Baumbestandes
und auch der Antrag von Petra
Sitte zur partizipativen Kommu-
nalpolitik.
Es kommt ganz selten vor; wir
fassten im Stadtrat einen einstim-
migen Beschluss:
Die Resolution zur Entlastung von
nächtlichem Fluglärm! Inhaltlich
geht es darum, dass der Stadtrat
das Engagement der Stadtverwal-
tung und der Vertreter der Stadt
Halle in der Fluglärmkommission

des Flughafens Leipzig/Halle zur
Optimierung des Betriebsregimes
des Flughabens zwecks Entlastung
der halleschen Bürger von Flug-
lärm (Quelle: Beschlussvorlage)
unterstützt.
Zugestimmt hat unsere Fraktion der
Vorlage zum Integrierten Ent-
wicklungskonzept Altstadt. In die-
ser Vorlage sind die Handlungs-
felder formuliert, die insbesondere
auf die Stärkung von Kultur, Bil-
dung und Wissenschaft, auf die
soziale Mischung unter den ca.
5.200 EinwohnerInnen in diesem
Gebiet, auf die energetische Stadt-
sanierung und touristischen
Schwerpunktsetzungen gerichtet
sind.
Nicht zustimmen konnten wir da-
gegen einem Änderungsantrag von
Herrn Sommer (Fraktion Mit
BÜRGER für Halle), der langfristig
den Abriss der Plattenbauten am
Schülershof beinhaltete. Swen
Knöchel und Dr. Uwe Köck dis-
kutierten dagegen mit den Argu-
menten, dass bezahlbarer Wohn-
raum in der Innenstadt erhalten blei-
ben müsse bzw. dass die Priorität
für dieses Gebiet einfach noch nicht
anstehe.
Beschlossen, auch mit unseren
Stimmen,  wurde die Änderung
des Baubeschlusses zur öffentli-
chen Erschließung Infrastruktur-
programm/Gewerbebestands-
gebiete Halle-Ost. Es geht um fast
3 Millionen Mehrausgaben für die
Sanierung von Straßen im
halleschen Osten. Mit einer Kritik
dazu und der Forderung der Sicht-
barmachung der verausgabten Mit-
tel für welche Bereiche wurde die
Vorlage mehrheitlich verabschie-
det.
In Halle baut der Eigenbetrieb Kita

in der Schimmelstraße eine neue
Kindereinrichtung mit finanziellen
Mitteln des Programms STARK
III. Diese Einrichtung wird ge-
braucht, deshalb stimmten wir die-
ser Vorlage auch zu, allerdings kri-
tisierten in der Diskussion Dr. Bodo
Meerheim und Ute Haupt, dass die
Umsetzung der Barrierefreiheit und
Forderungen der Inklusion nicht
deutlich genug dargestellt wurden.
Das soll nachgereicht werden!
Zugestimmt haben wir den Vorla-
gen Vorbereitung des Antrags-
verfahrens für Kitas im Rahmen
des Programms STARK III und
dem Jahresabschluss 2011/2012
der Theater, Oper und Orchester
GmbH Halle.
Fast eine Stunde wurde zum ge-
meinsamen Antrag der Fraktionen
DIE LINKE. und MitBÜRGER
für Halle NEUES FORUM zur
Kindertagesstätten-Zuschuss-
finanzierung diskutiert.
Zum Hintergrund: Laut Gesetzes-
lage können die Kommunen bis zu
5 Prozent der Gesamtkosten bei
den freien Kita-Trägern als Eigen-
anteil abverlangen. Die Praxis war
in Halle u.E. bisher anders, ja zum
Teil sehr intransparent, so dass wir
in dem Antrag einfordern wollten,
diesen Eigenanteil auf 1,3 % der
Sachkosten festzulegen, um (- und
das wäre für einige Kitas so!) zu
verhindern, dass die Betreiber von
Kitas in finanzielle Engpässe kä-
men! In der Diskussion sprach u.a.
Swen Knöchel sehr deutliche
Worte! Er adressierte seine Kritik
an den Beigeordneten Herrn Kog-
ge: Kinderbetreuung ist kein Hob-
by, sondern Pflichtaufgabe und kein
Experimentierfeld für Beigeordne-
te und stellte in Frage, ob das Han-
deln von ihm, Forderungen an die

Aus der Stadtratssitzung am 30.01.2013
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Freien Träger für vergangene Jahre
aufzumachen, rechtens sei. Wie
schon erwähnt, entfachte sich eine
sehr intensive, emotionsgeladene
Diskussion, die durchaus Missstände
und Kritiken in der Verwaltung ans
Tageslicht brachte. Unser Antrag
wurde letztlich im 1. Punkt (die Fest-
legung auf 1,3 Prozent) nicht ange-
nommen, aber der 2. Punkt zur Fest-
legung von Kriterien zur Bemessung
der wirtschaftlichen Kraft der Kitas.
Diese Forderung ist wichtig, weil die
Verwaltung zugesagt hat, dass mit
den Trägern auf Grundlage der Ge-
setze Gespräche zur Festlegung des
Eigenanteils geführt werden.
Eine ganze Reihe von Anträgen pas-
sierte den Rat und wurde angenom-
men, wie z.B. der Prüfantrag zur
Kastrations- und Kennzeich-
nungspflicht von Katzen  und zur
Ausweisung weiterer einfacher
Sanierungsgebiete. Nicht beschlos-
sen wurde u.a. die Temporäre In-
stallierung mobiler Fahrradabstell-
anlagen und die Prüfung von Krite-
rien für das Parken auf dem Hall-
markt.
Das Thema Videoüberwachung auf
dem Markt führte auch noch einmal
zu heftigen kontroversen Diskussio-
nen. Die GRÜNEN wollten die
Abschaffung der Kamera, die CDU
den Erhalt. Am Ende fanden beide
Anträge keine Mehrheit, alles bleibt
wie es ist! Swen Knöchel betonte in
der Diskussion, dass das Land letzt-
lich zuständig sei und sprach sich für
mehr Präsenz der Citywache aus,
weil damit mehr Sicherheit gegeben
sei. Wir haben dem Antrag der
GRÜNEN zugestimmt.
Unser Antrag zur Kunst im öffentli-
chen Raum wurde mit großer Mehr-
heit im Stadtrat beschlossen!

Ute Haupt, Stadträtin

Eine neue Wette:
Am 9. März und rund um den
Internationalen Frauentag.
Unser Ziel: 500 Infostände.

Schaffen wir das?

In jeder Stadt ein Infostand.
Unser Land in linker Hand!

Gut, jeder weiß: Wir sind in einem Wahljahr. Die Parteien verspre-
chen wieder das Blaue vom Himmel. Doch da will (und darf) die
LINKE nicht mitmachen. DIE LINKE ist immer noch die Partei der
kleinen Leute und wird sich natürlich auch im Wahlkampf mit ganzer
Kraft für diese kleinen Leute einsetzen.
Aber wie?
Meine seit Jahren engagierte Partnerin bei meinen Politwetten, die
Unternehmerin mit dem linken Herzen (sie war früher, als Schülerin,
mal aktiv in unserer SDAJ) meinte neulich: Klaus, diesmal sieht es
aber gar nicht gut aus für Deine Linke. Wo ist sie eigentlich? Ich habs
ihr erklärt. Sie hat nur gelächelt und dann meinte sie, Du kannst viel
reden, ich seh nichts. Und dann hats wieder gefunkt  in Richtung einer
neuen Wette. Ich hab lautstark angekündigt, dass die LINKE rund
um den 9. März (Das ist das Wochenende mit dem Internationalen
Frauentag) bundesweit mit mindestens 500 Infoständen oder ande-
ren öffentlichen Aktionen Flagge zeigen wird (im letzten Jahr hatte
die LINKE mit über 400 Infoständen schon einmal so eine Wette
gewinnen können). Meine Wettpartnerin hat gelacht (diesmal nicht
laut) und sie hat eingeschlagen: Wenn ich mein Ziel 500 erreiche,
zahlt sie (wieder) für jeden Stand (der mit einem Foto  verbunden mit
dem Namen der Stadt  nachgewiesen werden muss) 4 Euro für die
Aktion Milch für Kubas Kinder. Sollte ich mein Ziel nicht erreichen,
muss ich pro Stand einen Euro berappen.
Ich weiß: Eine gewagte Wette.
Aber ich kenn doch meine Linke und auch ihre Fähigkeit zur
Mobilisierung. Und schließlich: Wir haben 16 Landesverbände.
Also in jedem Landesverband 30 Infostände und schon ist unser Ziel
erreicht.Und: Der 9. März ist ja noch weit. Aber die Vorbereitungen
für den Infostand oder die Aktion sollten möglichst bald schon
beginnen. Schön wäre auch, wenn ihr mich mit Ideen, Zusagen oder
Vorbereitungen auf dem Laufenden halten würdet.
(JannRORE@t-online.de. Und weitere Einzelheiten findet ihr natür-
lich auf unserer Homepage www.linksdemokraten.de
Auf gehts  Euer Klaus H. Jann

Der Stadtverband Halle (Saale) wird sich  mit seinen Aktionen zum
8. März an der Wette beteiligen.



 Linkes Blatt für Halle  Seite - 5 - / 1. Februarausgabe

Freiheit stirbt mit Sicherheit
Fraktion DIE LINKE. Im Landtag von Sachsen-Anhalt
Henriette Quade

Freiheit stirbt mit Sicherheit
Ein alter Slogan, der jetzt ein gan-
zes Stück mehr Realität werden
könnte.
Sachsen-Anhalt soll ein neues
Polizeigesetz bekommen. Der von
der Landesregierung vorgelegte
Entwurf sieht eine enorme Auswei-
tung polizeilicher Befugnisse vor.
So soll die Polizei beispielsweise
ermächtigt werden, Telefongesprä-
che und Internetkommunikation
umfassend zu überwachen und so-
gar zu unterbrechen. Sogenannte
Gefährdungslagen können auch
Demonstrationen oder Kundge-
bungen im Sinne des Versamm-
lungsgesetzes sein. Polizei wäre
damit berechtigt, die Kommunika-
tion von Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern einer politischen Demon-
stration, wie z.B. einer Antinazi-
demo, nicht nur weiträumig abzu-
hören, sondern auch zu unterbre-
chen. Auch ohne richterliche An-
ordnung. Der Überwachungsstaat
rückt ein Stück näher.
Auch mit der Einsatzmöglichkeit
von Späh- und Schnüffelsoftware,
wie dem Staatstrojaner, soll Polizei
die Möglichkeit bekommen, das
Privatleben von Menschen zu
durchleuchten, ohne das überhaupt
eine Straftat begangen wurde. Dass
der Staatstrojaner vom Bundes-
verfassungsgericht als verfassungs-
widrig beurteilt wurde, kümmert
die Landesregierung dabei offen-
bar wenig.
Zusätzlich soll die Videoüber-
wachung des öffentlichen Raums
weiter ausgebaut werden. Wer in
eine Straßenverkehrskontrolle ge-
rät, soll künftig  gefilmt werden
können. Denn es besteht ja die

Möglichkeit, dass er aggressiv
werden könnte. Zufällig vorbei-
gehende Passanten können dabei
ebenso mitgefilmt werden, wie
Kinder und andere Mitfahrerinnen
und Mitfahrer. Allein das schränkt
Grundrechte massiv ein. Sogenann-
te Anhaltesituationen sind aber
auch Kontrollpunkte, die im Vor-
feld von Demonstrationen oder
auch Fußballspielen eingerichtet
werden, um die Anreise zu kon-
trollieren. Wer damit rechnen muss,
registriert zu werden, weil er an
einer Demonstration teilnehmen
könnte, der kann von seinem Recht
auf Versammlungsfreiheit nicht un-
eingeschränkt Gebrauch machen.
In einem Rechtsstaat wäre das ein
unhaltbarer Zustand.
Auch mit der vorgesehenen Mög-
lichkeit, Alkoholverbote an öffent-
lichen Plätzen auszusprechen, wird
das selbstbestimmte Leben von
Menschen zu Gunsten eines ver-
meintlichen Sicherheitsgewinns
unzulässig eingeschränkt. Zudem
wird hier der Eindruck vermittelt,
gesellschaftliche Probleme wie
Alkoholmissbrauch ließen sich
durch Verbote lösen. Für DIE LIN-
KE steht fest: Verbote führen le-
diglich zur Verdrängung der Pro-
bleme- was sich in Kommunen,
die diese Alkoholverbote bereits
ausgesprochen haben, sehr genau
beobachten lässt. Ordnungspoliti-
sche Vorstöße wie dieser sind in
unseren Augen eher Augenwische-
rei als tatsächliche Problemlösung.
Eine verbesserte Präventionsarbeit
und eine Finanzausstattung, die den
Kommunen die Chance gibt, diese
umzusetzen, wären viel notwendi-
gere Schritte.

Die Landesregierung versucht mit
dem neuen Polizeigesetz den Ein-
druck zu erwecken, in Sachsen-
Anhalt gäbe es riesige Sicherheits-
lücken, die dringend geschlossen
werden müssten. Die unverhältnis-
mäßige Einschränkung von grund-
gesetzlich und in der Landes-
verfassung verbrieften Grundrech-
ten  nimmt sie dabei nicht nur leicht-
fertig in Kauf,  sie betreibt ihn auch
ganz bewusst.
Zahlreiche Sachverständige haben
in der ExpertInnenanhörung des
Landtages juristische und verfas-
sungsrechtliche, fachliche und auch
medizinische Einwände gegen den
Gesetzesentwurf der Landesregie-
rung dargestellt. Insbesondere auch
die Frage der vorgesehenen Mög-
lichkeit zum Zwangstest bei Ver-
dacht auf Vorliegen einer infektiö-
sen Erkrankung, wie zum Beispiel
HIV, ist dabei scharf kritisiert wor-
den. Die Landesregierung wäre gut
beraten, der vielfältigen Expertise,
die sich aus dieser Anhörung zie-
hen lässt, zu folgen. Das würde
jedoch einen grundsätzlich ande-
ren Gesetzesentwurf erfordern.
Damit können wir leider nicht rech-
nen. Statt polizeiliche Kompeten-
zen auf rechtlich zweifelhafter und
teilweise unzulässiger Grundlage
auszuweiten, statt Sicherheitslücken
zu suggerieren, die es gar nicht gibt,
statt des weiteren Ausbaus von law
and order braucht es aus Sicht der
LINKEN ganz andere Dinge: Die
Kennzeichnungspflicht für Polizei-
beamte auch in geschlossenen Ein-
sätzen, also z.B. bei Demonstratio-
nen, ist, das zeigen auch die Erfah-
rungen vom 12 Januar in Magde-
burg, längst überfällig. Es ist weder
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Die Termine der Regionalkonferenzen im Monat März 2013

Wir alle haben es selbst erlebt, die
Wohnungen werden rekonstruiert
und die Mieten steigen. Die Politik
und die Wohnungseigentümer er-
klären einmütig, das macht nichts,
denn dafür sinken die Betriebsko-
sten. Wir haben Zweifel, ob diese
Aussagen stimmen. Nur Zweifel
helfen nicht für die politische Ar-
beit. Wir wollen Beweise, deshalb
bitten wir Alle, die vor und nach
der Rekonstruktion in der gleichen
Wohnung wohnen, uns Ihre
Betriebskostenabrechnung zur
Verfügung zu stellen. Wir wollen
eine Gegenüberstellung der einzel-
nen Daten vornehmen, um die Aus-
sagen der Kompensierung der
Mieterhöhung zu überprüfen. Da-
bei genügt es nicht, nur die Preise
zu wissen, da diese in den letzten
Jahren auch gestiegen sind.
Je mehr Daten wir haben, desto
sicherer sind unsere Aussagen, denn
bei nur wenigen Daten können in-
dividuelle Umstände das Bild ver-
fälschen.
Ihr könnt gern in der Blumenstraße
oder im Ernst-Haeckel-Weg von

Euren Unterlagen Kopien anferti-
gen und die persönlichen Daten
schwärzen. Wir brauchen die
Quadratmeterzahl, die Kaltmieten
und die Betriebskostenabrechnung.
Schön wäre auch die Lage, also
Innenstadt, Silberhöhe etc.. Na-
türlich sind für uns die städtischen
Wohnungsgesellschaften am Inter-
essantesten, weil wir dort als Ei-
gentümer Einfluss haben, aber auch
die anderen Vermieter sind wichtig
für den Vergleich.
Aus den Medien habt Ihr sicher
erfahren, dass in manchen Städten
die Warmmieten ins Astronomi-
sche steigen. Mit unserer Aktion
wollen wir die Lage in Halle be-
werten und eventuelle Schritte ein-
leiten, um diesen Trend zu stoppen.
Natürlich ist energetische Sanie-
rung für die Umwelt äußerst wich-
tig, aber sie muss auch sozial ver-
träglich sein.

Solltet Ihr noch Fragen dazu ha-
ben, wendet Euch bitte an
Frigga Schlüter-Gerboth,
Telefon:2 94 18 63.

Die AG Wirtschaft, Planen und Umwelt
braucht Eure Hilfe!

ein prinzipielles Mißtrauensvotum,
noch ein Sicherheitsrisiko für die
einzelnen Polizistinnen und Polizi-
sten.  Es ist eine für die Transpa-
renz und die Nachvollziehbarkeit
polizeilichen Handelns zwingend
notwendige Voraussetzung, und
damit ein Gebot der Rechtsstaat-
lichkeit.
DIE LINKE wird, sollten CDU
und SPD das Polizeigesetz so be-
schließen, gemeinsam mit der Frak-
tion Bündnis 90/DIE GRÜNEN,
Klage vor dem Landesverfas-
sungsgericht einreichen. Wir sind
davon überzeugt, dass wesentliche
Teile des Gesetzesentwurfs der
Landesregierung nicht nur politisch
falsch sind, sondern auch gegen die
Verfassung des Landes verstoßen.
Wenn elementare Grundrechte, wie
das Recht auf körperliche Unver-
sehrtheit, das Recht auf informa-
tionelle Selbstbestimmung oder
auch das Recht auf freie Versamm-
lung zu Gunsten eines fragwürdi-
gen Sicherheitsgewinns einge-
schränkt werden sollen, stirbt Frei-
heit mit Sicherheit.
DIE LINKE bleibt deswegen da-
bei: Nein zum Polizeigesetz!
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PREISSKAT in Halle
am Freitag, dem
15. Februar 2013

Beginn:  14 Uhr                      Ende:  gegen  18 Uhr
Begegnungsstätte der Volkssolidarität Saaleufer, Böllberger Weg
150, Anfahrt mit der Straßenbahn, Linien 1 und 6 sowie Buslinie 26,
Haltestellen sind Diesterwegstraße oder Passendorfer Weg.

Der Einsatz beträgt 5,00 Euro. Jeder erhält einen Preis.

Gespielt werden 2 Runden:  36 Spiele am Vierertisch und
27 Spiele am Dreiertisch und nach der Skatordnung des
Deutschen Skatverbandes e.V.

Die Auslosung erfolgt gegen 14:10 Uhr.


